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Hintergrund

• ab 09/2019 Unterschriftensammlung für das Volksbegehren

• 15.10.19: UM und MLR stellen dem Trägerkreis Eckpunkte 

zur Weiterentwicklung des Volksbegehrens vor → Unterschriftensammlung wird zunächst eingestellt

• 22.10.19: Nach Freigabe durch die Regierungsfraktionen: 

Ministerratsbeschluss zu den Eckpunkten mit Trägerkreis und betroffenen Verbänden

• Ende Dezember 2019: Konkretisierung der Eckpunkte

→ Unterschriftensammlung wird endgültig eingestellt



Umsetzung der Eckpunkte (I)

• Land schafft entsprechende Rahmenbedingungen und verpflichtet sich zur Reduktion

• keine einzelbetrieblichen Verpflichtungen

• Förderung der Anschaffung neuer Technik und des freiwilligen PSM-Verzichts

• Maßnahmen sind u. a.: Ausbau des integrierten Pflanzenschutzes, 

stärkere Förderung über FAKT und LPR, Steigerung des Anteils ökologisch wirtschaftender Betriebe, …

• Zielerreichung wird durch Evaluierung und ein Netz an freiwilligen Betrieben gemessen

Mengenmäßige Reduktion chemisch-synthetischer Pflanzenschutzmittel 

um 40-50 Prozent bis 2030



Umsetzung der Eckpunkte (II)

• Umstellung für Betriebe erfolgt auf freiwilliger Basis 

• Ausbau der Vermarktung und der Verbraucheraufklärung

• Demonstrationsbetriebe für ökologische Landwirtschaft

Ausbau des Anteils der ökologischen Landwirtschaft 

auf 30-40 Prozent bis zum Jahr 2030

© Dr. Helmuth Zelesny



Umsetzung der Eckpunkte (III)

• Verbot von allen Pflanzenschutzmitteln ab 01.01.2022 in ausgewiesenen Naturschutz-
gebieten

• Ausnahmen sind möglich: 

• Härtefälle, 
• Kalamitäten, 
• zum Schutz der Gesundheit
• zur Erhaltung der Schutzgebiete 

Verbot von Pflanzenschutzmitteln in Naturschutzgebieten

© Thomas Moldaschl



Umsetzung der Eckpunkte (IV)

• Biotopverbund auf 15 % der Landesfläche bis 2030

• Aufbau des Biotopverbunds wird finanziell gefördert

• Kommunen als wichtige bzw. unverzichtbare Partner

bei der Umsetzung

Aufbau eines landesweiten Biotopverbunds 



Umsetzung der Eckpunkte (V)

• Schaffung von Refugialflächen durch landwirtschaftliche Betriebe auf freiwilliger Basis 

gegen einen finanziellen Ausgleich

• Ziel: Umsetzung von biodiversitätsfördernden Maßnahmen

auf 5 % der Fläche pro Betrieb 

• kein Betrieb wird gezwungen, Refugialflächen auszuweisen

Schaffung von Refugialflächen auf 10 Prozent im Offenland
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Umsetzung der Eckpunkte (VI)

• Schaffung eines landesweiten, zentralen und öffentlich zugänglichen Katasters

• Verpflichtend bei Eingriffen nach Naturschutzrecht, freiwillig bei Eingriffen nach Bauplanungsrecht

• Ziel: Schaffung von Transparenz, verbesserte Umsetzung von Ausgleichsverpflichtungen

Ausgleichskataster

©Evgeny - stock.adobe.com



Umsetzung der Eckpunkte (VII)

• Unterschutzstellung von Streuobstbeständen ab 1500 m²

• keine Beeinträchtigung bezüglich der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung

• Umwandlung bedarf Genehmigung und erfordert Ausgleich

Erhalt von Streuobstbeständen
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Umsetzung der Eckpunkte (VIII)

• Kommunen und Privatpersonen werden in die Pflicht genommen

• Schottergärten sind keine zulässige Gartennutzung

• Minimierung der Lichtverschmutzung durch umgestellte Beleuchtung

• insektenfreundliche Pflege der kommunalen Grünflächen

• Verbot von PSM in Privatgärten in Schutzgebieten

Gesamte Gesellschaft wird in die Pflicht genommen
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Umsetzung der Eckpunkte (IX)

• Verpachtung landeseigener Flächen künftig vorrangig an ökologisch wirtschaftende Betriebe

• Bewirtschaftung der Domänen nach den Grundsätzen des ökologischen Landbaus

• Insektenfreundliche Gestaltung 

Parkanlagen und Grünflächen 

• Umwandlung von 1/5 der Rasen-

flächen der Hochbauverwaltung 

in ökologisch hochwertige Blüh-

flächen und naturschutzfachlich 

wertvolle Lebensräume 

Vorbildfunktion der öffentlichen Hand

© Staatliche Schlösser und Gärten Baden-Württemberg, 
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Umsetzung der Eckpunkte (X)

• Einrichtung eines regelmäßigen Dialogforums

• Ziel: Gemeinsamkeiten stärken und unterschiedliche Interessen respektieren

Dialogforum

© Pressestelle UM



• Entwurf des Gesetzes zur Stärkung der biologischen Vielfalt wird weiter ausgearbeitet 

• Gesetzentwurf soll schnellstmöglich in Landtag eingebracht werden

• Verabschiedung im Landtag noch vor der Sommerpause

Weiteres Vorgehen



Herzlichen Dank!


